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Punkt

Anderung des Gesellschaftsvertrages der
Regionalverkehr Koln GmbH (RVK)

Beschlussvorschlag:

Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag, folgenden Beschluss zu fassen:

1. Den Anderungen des Gesellschaftsvertrages der RVK gem. Anhang wird
zugestimmt.

2. Soweit noch weitere Anderungen, insbesondere auch seitens der
Kommunalaufsicht und/oder des zur Beurkundung beauftragten Notars erforderlich
werden, wird diesen bereits jetzt zugestimmt, sofern die Anderungen keinen
Nachteil fiir den Rhein-Sieg-Kreis oder die Kreisholding Rhein-Sieg GmbH bzw. die
SSB GmbH als Gesellschafterinnen der RVK bedeuten.

Vorbemerkungen:

Der Rhein-Sieg-Kreis ist mittelbar tUber die Kreisholding Rhein-Sieg GmbH mit 12,5% sowie tber
die SSB GmbH an der Regionalverkehr KéIn GmbH (RVK) beteiligt.

Die RVK fuhrt die Busverkehre im Gebiet der Aufgabentrager Stadt Koln, Stadt Bonn, Kreis
Euskirchen, Rhein-Erft-Kreis, Rheinisch-Bergischer Kreis, Rhein-Sieg-Kreis (linksrheinisch) und
Oberbergischer Kreis durch.

Des Weiteren ist die RVK derzeit durch die Stadtbusgesellschaften Stadtwerke Huirth AGR,
Stadtverkehrsgesellschaft Euskirchen GmbH, Stadtwerke Brihl GmbH und Stadtwerke
Wesseling GmbH mit der Erbringung von Fahrdienstleistungen beauftragt. Die Beteiligten haben
allerseits ein grundsatzliches Interesse daran, diese Fahrleistungen auch zuklnftig zu erbringen.
Die Stadte Hurth, Euskirchen, Brihl und Wesseling (im Folgenden: Stadtbusstadte) sind hierbei
Aufgabentrager im Sinne des OPNVG.




Voraussetzung fur die Erbringung der Fahrleistungen auch in der Zukunft ist aufgrund des
geltenden Rechtsrahmens (insbesondere zur Herstellung der sog. Inhousefahigkeit), dass die
Stadtbusstadte bzw. die von ihnen als Eigentimer kontrollierten Stadtbusgesellschaften
Gesellschafter der RVK werden.

Der Kreistag des Rhein-Sieg-Kreises hat hierzu bereits am 29.06.2016 einen entsprechenden
Beschluss gefasst, aufgrund dessen der Teilung des von der SSB GmbH gehaltenen
Geschéftsanteils in Hohe von 12,5% an der RVK in funf Anteile sowie der Veraulierung an die
Stadtbusstadte zugestimmt wird. Die entsprechende Anzeige bei der Bezirksregierung ist bereits
erfolgt, von dort bestehen keine Bedenken.

Erlauterungen:

Die SSB GmbH (SSB) hat zwischenzeitlich den vier Stadtbusgesellschaften jeweils 2,5% Anteile
an der RVK zum Kauf angeboten. Die Teilung des Geschaftsanteils der SSB GmbH von 12,5%
an der RVK in funf Teile a 2,5% ist bereits erfolgt.

Darlber hinaus erfordert der Eintritt der Stadtbusgesellschaften in den Gesellschafterkreis der
RVK Anderungen am Gesellschaftsvertrag der RVK. Dies liegt zum Teil an der Vermehrung der
Gesellschafteranzahl und der Anderung der Gesellschafterstruktur (bisher unmittelbar oder
mittelbar Kreise und kreisfreie Stadte, kinftig auch kreisangehoérige Stadte als unmittelbare
Eigentimer der RVK). Dariiber hinaus werden Anderungen vorgeschlagen, die die
Direktvergabefahigkeit der RVK insbesondere im Hinblick auf die Kontrolle wie Gber eine eigene
Dienststelle und die Umsetzung der beihilferechtlich erforderlichen Trennungsrechnung im
Hinblick auf die Ergebnisverteilung unter den Gesellschaftern noch deutlicher hervorheben
sollen.

Fir die vorhandenen Gesellschafter der RVK ergeben sich keine finanziellen Auswirkungen
durch die Gesellschaftsvertragsanderungen. Weiterhin gilt wie bisher, dass die Gesellschafter die
Ergebnisse aus den von ihnen an die RVK erteilten Auftrégen tragen.

Der Anderungsbedarf im Hinblick auf die Erfiillung der Kriterien des EU-Beihilferechts und des
Vergaberechts ist erganzt worden um weitere Punkte in Bezug auf landesgesetzliche Vorgaben
und die Verfugung Uber die Gesellschaftsanteile. Dariiber hinaus wurden textliche Anpassungen
vorgenommen. Die Anderungen (gegeniiber dem Gesellschaftsvertrag der RVK basierend auf
der am 21. August 2015 beschlossenen Fassung, zu der noch die Zustimmung der Rhein-Erft-
Verkehrsgesellschaft mbH aussteht, die aber in Kirze erwartet wird) sind in der als Anhang
beigefluigten Synopse dargestellt. Zur besseren Kenntlichmachung sind die aus der Satzung
gestrichenen Passagen durchgestrichen, neu eingefiigte oder neu formulierte Passagen sind
unterstrichen dargestellt.

Zu den Anderungen im Einzelnen:

Neuregelungen zur Zusammensetzung des Aufsichtsrates

Zur Anpassung des Gesellschaftsvertrages im Falle eines Eintritts einer Stadtbusgesellschaft in
den Gesellschafterkreis ist es erforderlich, den § 13 Abs. 1, welcher die Zusammensetzung des
Aufsichtsrates regelt, zu andern. Den neuen Gesellschaftern soll durch eine Anderung die
Benennung von Aufsichtsratsmitgliedern ermoglicht werden.

Der Aufsichtsrat der RVK besteht jetzt und auch zukiinftig aus 12 Personen, allerdings soll im
Hinblick auf die neuen Gesellschafter die Besetzung angepasst werden:



status quo zukiinftig

Arbeitnehmervertreterlnnen

Kreisholding Rhein-Sieg GmbH

Stadtwerke Bonn Verkehrs GmbH (SWBV)
Rheinisch-Bergischer Kreis

Kreis Euskirchen

Rhein Erft Verkehrsgesellschaft mbH

Kolner Verkehrsbetriebe AG (KVB)
Oberbergischer Kreis

SSB GmbH

Gesellschafter mit < 12,5%, aber bereits am
01.05.2017 Gesellschafter (= Oberbergischer
Kreis und SSB GmbH) gemeinschaftlich
Gesellschafter mit < 12,5%, zum Zeitpunkt 1
n.n. Gesellschafter (Stadtbusstadte)
gemeinschattlich
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Die Gesellschaftsvertragsanderung soll endgultig im August/September 2017 durch die
Gesellschafterversammlung der RVK beschlossen werden.

Die Gesellschafterversammlung der SSB GmbH hat hierzu in ihrer Sitzung am 19.06.2017
bereits einen Beschluss unter dem Vorbehalt der Zustimmung der kommunalen Gremien gefasst.
In der Kreisholding Rhein-Sieg GmbH ist durch den dort stimmberechtigten Vertreter (Herrn
Landrat Schuster) noch ein entsprechender Beschluss zu fassen.

Weitere Anderungen

Die weiteren Anderungen betreffen folgendes:

e §3 Absatz1
Die Anderung des Gegenstandes der Gesellschaft (§ 3) dient als sogenannte
Reziprozitatsklausel dazu, zu verdeutlichen, dass die RVK sich auf das Geschaft mit ihren
Gesellschaftern  konzentriert unter Einhaltung der  vergaberechtlichen und
beihilferechtlichen Regelungen.

e §6 Absatz1

Eine Verscharfung der Regelung des § 6 Abs. 1, in der die Abtretung eines
Geschéftsanteils zukunftig nicht nur die Zustimmung von % samtlicher anderer
Gesellschafter nach Stimmanteilen erfordert, sondern dartiber hinaus vorsieht, dass diese
auch zugleich 2/3 samtlicher anderer Gesellschafter nach Koépfen reprasentieren missen.
Dies bedeutet bei zukunftig 12 Gesellschaftern — sechs mit 12,5% und klnftig sechs mit je
2,5% (10% Anteile halt die RVK selbst), dass aufgrund der notwendigen ,Kopfzahl“ von
2/3 die Zustimmung von acht Gesellschaftern erforderlich sein kann, obwohl bereits sechs
Gesellschafter eine 3%:-Mehrheit der Stimmen innehatten. Aus Sicht des ,grof3en®
Gesellschafters Kreisholding (12,5%-Anteil) handelt es sich somit um eine Verscharfung
des Quorums.

e §6 Absatz 3 Satz 4
Der bisherige § 6 Abs. 3 Satz 4, welcher vorsah, dass in dem Fall, in dem mehr als drei
Gesellschafter von dem Ubertragungsrecht nach § 6 Absatz 3 Gebrauch machen, die



Gesellschaft aufzulésen, wenn einer der verbleibenden Gesellschafter dies verlangt, ist
angesichts der gestiegenen Gesellschafteranzahl, deren Geschaftsanteile nicht alle gleich
grof’ sind, in der bisherigen Form nicht mehr zweckmaRig. Die Regelung war deshalb
anzupassen.

§ 11 Absatz 3 und § 16 Absatz 1 Satz 2
Klarstellung der Weisungsgebundenheit der Geschéaftsfuhrer (§ 11 Abs. 4 neu und § 16
Abs. 1 Satz 2).

§ 12 Absatz 1

Klarstellende  Ergénzung des § 12 Abs. 1 um Dbereits vollzogene
Gesellschafterbeschliisse, auch wenn diese nicht zwingend aufgrund § 16 Absatz 3 zu
beschlielRen sind.

§ 13 Absatz 3, Absatz 5 und 7

Die Anderungen dienen der Klarstellung, darliber hinaus Regelung ( Absatz 5), dass die
Gesellschafter, denen ein Aufsichtsratsmandat gemeinsam zusteht, die Entsendung nur
gemeinschaftlich vornehmen koénnen. In Absatz 7 Aufnahme des in der GO NRW
verankerten Weisungsrechtes sowie entsprechender Berichtspflichten.

§ 16 Absatz 2
Erhéhung des Quorums zur Beschlussfahigkeit der Gesellschafterversammlung von 2/3
auf % des Stammkapitals.

§ 16 Absatz 3 lit. 1)

In § 16 Abs. 1 Satz 3 Buchstabe 1) Ergdnzung der Beschlussbefugnis der
Gesellschafterversammlung um die ,Vorgaben zur Aufstellung® der Ausflhrungsrichtlinien
nach § 19 Abs. 5. Dies bedeutet keine maRgebliche Anderung, da die
Ausfuhrungsrichtlinien abschlieBend ohnehin von der Gesellschafterversammlung zu
beschlielRen sind.

§ 16 Absatz 3 Satz 2
Streichung der Befugnis des AR-Vorsitzenden zu Eilentscheidungen in Bezug auf
Gesellschafterversammlungen einer Beteiligungsgesellschaft.

§ 17 Absatz 1a

Einflhrung einer neuen Beschlussmehrheitsklausel in § 17 Abs. 1 a erster Satz (hunmehr
% der abgegebenen Stimmen und 2/3 der Gesellschafter nach Képfen). Dies bedeutet wie
im § 6 Abs. 1 im Sinne eines Schutzes der ,kleinen® Gesellschafter mit 2,5%-Anteil eine
Verscharfung des erforderlichen Quorums. Darlber hinaus erfolgte eine Modifizierung der
Formulierung des § 17 Abs. 1a (ohne inhaltiche Anderung) hinsichtlich der
stimmberechtigten Gesellschafter im Falle einer Beschlussfassung tber einen 6ffentlichen
Dienstleistungsauftrag.

§ 19 Absatz 1

In § 19 soll der Absatz 1 in der Gestalt so neu gefasst werden, dass die Abgrenzung der
Verkehre der Kreise und der in den jeweiligen Kreisen befindlichen Stadtbusstadt gelingt.
Hierzu soll die vorgeschlagene Formulierung dienen, die vorsieht, dass die Ergebnisse
von durchgeflihrten Verkehren, welche als aus dem Kreisgebiet einbrechende Verkehre
auf dem Gebiet der kreisangehdrigen Aufgabentrager und solche, die als ausbrechende



Linien aus dem Gebiet eines kreisangehoérigen Aufgabentragers in ein Kreisgebiet
erfolgen, dem Aufgabentrager zugeordnet werden, der die Verkehre veranlasst hat.

o §19 Absatz 3a
Anderung des § 19 Absatz 3a mit nochmals verdeutlichter Freistellung der (ibrigen
Gesellschafter.

e §19 Absatz 5
Einflhrung einer Uberpriifungsklausel fiir die Ausfiihrungsrichtlinien alle 3 Jahre.

o §19 Absatz 8
Erganzung der Vorlagepflicht zur auf die Gebietskérperschaften bezogenen
Ergebnisrechnung (§ 19 Abs. 8).

e §21Absatz4
Erganzung der Vorlagepflicht des Priferergebnisses zur gebietskérperschaftsbezogenen
Rechnung. Die Vorlage eines Berichtes uber die gebietskérperschaftsbezogene
Abrechnung ist bereits seit Jahren gangige Ubung.

e §23
In § 23 Anpassung an das Landesgleichstellungsgesetz mit Verweis auf die jeweils gultige
Fassung.

Gemal § 53 Abs. 1 KrO NRW i.V.m § 115 Abs. 1 S. 1 lit. a) GO NRW sind Entscheidungen der
Gemeinde Uber wesentliche Anderungen des Gesellschaftsvertrages der Kommunalaufsicht
anzuzeigen. Es ist insoweit ein Kreistagsbeschluss erforderlich.

Fir den Fall sich ggf. noch ergebender Anderungen, insbesondere auch seitens der
Kommunalaufsicht oder des beurkundenden Notars, sollte bereits jetzt die Zustimmung erklart
werden, soweit es sich um Anderungen handelt, die den Rhein-Sieg-Kreis bzw. die Kreisholding
Rhein-Sieg GmbH bzw. der SSB GmbH als Gesellschafterin nicht benachteiligen.

Uber das Beratungsergebnis im Zuge der Sitzung des Finanzausschusses am 28.06.2017 wird
mundlich berichtet.

(Landrat)

Anhang:

Synopse Satzungsanderung



	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Anlage

